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SchweizDienstag, 3. September 2024

Bieler Tagblatt

Thierry Burkart, Sie waren  
kürzlich bei der Ortspartei in  
Biel. Wie würden Sie die Stadt  
beschreiben?
Thierry Burkart: Für ein fundier- 
tes Urteil kenne ich Biel zu wenig.  
Doch ich finde es eine sehr inter- 
essante und lebendige Stadt. Sie ist  
ein Symbol für die Zweisprachig- 
keit und eine Uhrenstadt. Doch  
Biel steht vor grossen Herausfor- 
derungen, auch finanzpolitisch.

Stichwort Zweisprachigkeit:  
Welche Erinnerung haben Sie  
an den Französischunterricht  
in der Schule?
Ich habe mich schwergetan. Ich  
fand es zwar immer eine sehr  
schöne Sprache, in der Schule  
war es aber mein Fach mit den  
schlechtesten Noten. Mittlerwei- 
le habe ich mich versöhnt und  
mein Französisch stark verbes- 
sert – ich habe oft Gelegenheit, es  
anzuwenden. Und: Die Roman- 
die bildet eine reiche kulturelle  
Basis der Schweiz.

Die FDP fordert in ihrem Po- 
sitionspapier zur Bildung, den  
Französischunterricht später  
zu starten. Warum?
Wohlverstanden: Das ist keine  
Absage an den Französischun- 
terricht! Es ist für uns völlig un- 
bestritten, dass man die Sprache  
lernen muss. Die Frage ist aber,  
wie und wann. Es zeigt sich,  
dass man am Schluss der Schul- 
karriere die Sprache nicht besser  
beherrscht, wenn man sie schon  
früh zu lernen begonnen hat. Wir  
sind der Auffassung, dass zuerst  
die Grundkompetenzen gelehrt  
werden müssen, in der Deutsch- 
schweiz also die deutsche Spra- 
che, Rechnen und Schreiben. Wer  
noch kaum die Erstsprache be- 
herrscht, kann doch nicht schon  
eine weitere Fremdsprache ler- 
nen.

Gerade in einer zweisprachi- 
gen Stadt wie Biel macht es  
aber Sinn, die zweite Landes- 
sprache – sei’s deutsch oder  
französisch – so früh wie mög- 
lich zu lernen.
Ich bin Anhänger des Föderalis- 
mus. Gerade dieses Beispiel zeigt,  
dass lokal auch andere Entschei- 
de möglich sein sollen. Biel hat als  
zweisprachige Stadt eine andere  
Ausgangslage als die meisten an- 
deren Orte im Land.

Je weiter man von der Sprach- 
grenze weg ist, desto schlech- 
ter sind im Allgemeinen die  
Kenntnisse der zweiten gros- 
sen Landessprache und da- 
mit auch die Kenntnisse über  
diesen Landesteil. Setzt die  
FDP mit ihren Forderungen  
zur Bildung nicht den Zu- 
sammenhalt des Landes aufs  
Spiel?
Nein, denn das Ziel ist, dass  
die Sprachkompetenz am Ende  
der Schulkarriere besser ist als  
heute. Aber ich teile Ihre Beob- 
achtung: Der Austausch der Be- 

völkerung mit den anderen Lan- 
desgegenden hat abgenommen,  
früher hatte man eher im Mi- 
litär noch solche Kontakte oder  
hat ein Welschlandjahr absol- 
viert. Heute laufen wir Gefahr,  
dass in Schweizer Unternehmen  
lieber Englisch gesprochen wird.  
Das ist bedauerlich. Wir müs- 
sen daran arbeiten, dass das Ver- 
ständnis über die Sprachgrenzen  
erhalten bleibt.

Viel Aufregung gibt es dieser  
Tage um die Erbschaftssteu- 
er‑Initiative der Juso, die ver- 
erbte Vermögen ab 50 Millio- 
nen Franken zur Hälfte be- 
steuern will. Was ist daran  
schlecht?
Es soll Vermögen versteuert  
werden, das schon x-mal ver- 
steuert wurde, nämlich jedes  
Jahr durch die Vermögenssteu- 
er. Das ist in anderen Ländern,  
die eine Erbschaftssteuer ken- 
nen, nicht der Fall. Der Steuer- 
satz von 50 Prozent ist so hoch,  
dass Unternehmer gezwungen  
werden, ihre Unternehmen zu  
verkaufen, womöglich an aus- 
ländische Investoren. Diese In- 
itiative trifft nicht zuletzt KMU  
und Familienunternehmen, ei- 
ne Firma kann bald einmal ei- 
nen Verkehrswert von 50 Millio- 
nen Franken erreichen. Die In- 
itiative vertreibt also Unterneh- 
men, aber auch viele Vermögen- 
de aus der Schweiz. Dabei sind  
es gerade sie, die einen ho- 
hen Steuerertrag leisten. Letzt- 
lich wird der Mittelstand diese  
Ausfälle tragen müssen, denn  
die Aufgaben der öffentlichen  
Hand bleiben ja dieselben.

Eine Annahme ist aber nicht  
sehr realistisch. 

Manche Vermögende planen  
jetzt schon ihren Wegzug. Die In- 
itiative hat also eine Vorwirkung,  
das ist das Teuflische an ihr. Es  
ist ein dreister Missbrauch des  
Initiativrechts.

Wäre eine Erbschaftssteuer  
in einer vernünftigen Höhe  
denn auch aus Ihrer Sicht sinn- 
voll? 
Es ist denkbar, wenn wir wie an- 
dere Länder dafür auf die Ver- 
mögenssteuer verzichten. Doch  
man darf nicht vergessen: Die  
Vermögenssteuer ist eine kanto- 
nale Steuer, die Erbschaftssteuer  
dagegen eine Bundessteuer. Da  
würden also die Kantone auch  
noch ein Wörtchen mitreden.

Ein weiterer Diskussions- 
punkt ist derzeit die Finanzie- 
rung der Armee. Die Mittel für  
sie sollen erhöht werden, offen  
ist aber, wie genau. Ein Paket,  
das zehn Milliarden Franken  
für die Armee und fünf Milli- 
arden für die Ukrainehilfe vor- 
sah, ist auch von der FDP abge- 
lehnt worden. Wie soll es wei- 
tergehen? 
Angesichts der geopolitischen  
Lage müssen wir unsere Vertei- 
digungsfähigkeit wiederherstel- 
len. Wir müssen riesige Versäum- 
nisse aufholen, das braucht Geld.  
Diese Versäumnisse kann man  
aber nicht einfach auf die kom- 
menden Generationen überwäl- 
zen. Wir sind der Auffassung,  
dass die nötigen Mittel im Bun- 
deshaushalt bereitgestellt wer- 
den können, es geht um nicht  
mal zwei Prozent davon. In den  
letzten 30 Jahren sind gewis- 
se Bereiche zulasten der Armee  
stark gewachsen, da gilt es zu  
korrigieren.

Zum Beispiel in der Entwick- 
lungshilfe. 
Es gibt dazu einen Entscheid  
des Ständerats: 50 Prozent in  
der internationalen Zusammen- 
arbeit, 35 Prozent in anderen Be- 
reichen wie dem Personal, und  
15 Prozent in der Verwaltung der  
Armee selbst. Allgemein geht es  
nicht um Sparen im eigentlichen  
Sinn, sondern um ein Abbrem- 
sen der zusätzlichen Ausgaben.  
Denn wir haben nicht ein Ein- 
nahmen-, sondern ein Ausgaben- 
problem.

Wenn man in der internatio- 
nalen Zusammenarbeit spart,  
spart man auch bei der Sicher- 
heit. Investitionen in die Län- 
der des globalen Südens kön- 
nen im Idealfall beispielsweise  
die Migration eindämmen.
Ich bin nicht gegen internationa- 
le Zusammenarbeit. Es geht nicht  
um Streichung, sondern ledig- 
lich um eine Kürzung. Nicht jede  
Ausgabe in diesem Bereich hat  
die notwendige Wirkung im Ziel.  
Wir geben jährlich knapp vier  
Milliarden Franken dafür aus.  
Gewisse Einsparungen tangieren  
da die Interessen der Schweiz  
nicht, höchstens jene von NGOs,  
die von diesen Geldern leben.

Wie stehen Sie zu einer allfäl- 
ligen Erhöhung der Hilfe der  
Schweiz an die Ukraine? Im in- 
ternationalen Vergleich leistet  
die Schweiz eher wenig.
Wir haben uns klar für eine  
Erhöhung ausgesprochen, man  
muss aber genau schauen, wo- 
für diese Hilfe ist und zu wel- 
chem Zeitpunkt sie erfolgen soll.  
Die Schweiz leistet schon eini- 
ges, zum Beispiel im Bereich der  
Entminung.

Braucht die Schweiz also ein  
neues Verständnis ihrer Neu- 
tralität?
Neutralität ist nicht ein Selbst- 
zweck. Ihr Zweck ist die Sicher- 
heit unseres Landes. Wenn die  
Neutralität der Sicherheit unse- 
res Landes im Weg steht, dann  
verliert sie ihren eigentlichen  
Sinn. Ich bin für die Neutrali- 
tät, aber es muss möglich sein,  
in Sicherheitsbelangen mit ande- 
ren Ländern zusammenzuarbei- 
ten. Es muss auch möglich sein,  
optional mit der Nato zusam- 
menzuarbeiten, ohne ihr beizu- 
treten. Und Neutralität darf auch  
nicht bedeuten, dass wir uns  
den Sanktionen gegenüber ei- 
nem klaren Aggressor nicht an- 
schliessen. Denn das hätte poten- 
ziell erhebliche Nachteile für un- 
ser Land selbst.

Felix E. Müller, der frühere  
Chefredaktor der «NZZ am  
Sonntag», hat kürzlich in ei- 
nem Essay ein Zusammenge- 
hen der FDP mit den Grünlibe- 
ralen ins Spiel gebracht – nicht  
als Fusion, aber als Fraktions- 
gemeinschaft in der Bundes- 
versammlung. Was sagen Sie  
dazu?
Er begründet diese Idee macht- 
politisch, mit dem Anspruch auf  
zwei Bundesratssitze. Mir aber  
ist Machtpolitik weniger wich- 
tig, lieber habe ich klare Po- 
sitionen, welche die Wählerin- 
nen und Wähler kennen. Wenn  
wir unser Profil schärfen wollen  
und gleichzeitig eine Fraktions- 
gemeinschaft mit der GLP bilden,  
dann torpedieren wir ja unse- 
re Bemühungen. Überhaupt hat  
sich die GLP in den letzten Jah- 
ren stark nach links bewegt, und  
damit weg von der FDP.

Liberale Lösungsvorschläge  
scheinen aber gerade in un- 
sicheren Zeiten weniger popu- 
lär zu sein, die Bevölkerung  
wünscht lieber mehr Unter- 
stützung, wenn man etwa an  
die Abstimmung zur 13. AH- 
V‑Rente denkt. Kann die FDP  
in einem solchen Umfeld ihr  
Profil schärfen und gleichzei- 
tig mehr Menschen mitneh- 
men?
Ich respektiere den Entscheid  
zur 13. AHV-Rente. Aber be- 
reits am darauffolgenden Ab- 
stimmungstag hat die Schweiz  
die Prämien-Entlastungsinitiati- 
ve abgelehnt. Ich bin überzeugt:  
Das Fundament der Schweiz ist  
eine liberale Politik, also eine Po- 
litik der Hilfe für die wirklich Be- 
dürftigen, aber auch der Selbst- 
verantwortung. Das ist die Ba- 
sis der Schweizerischen Erfolgs- 
geschichte. Letztlich kämpfen wir  
dafür, was aus unserer libera- 
len Sicht das Beste ist für unser  
Land. Wenn wir dafür Mehrhei- 
ten finden – umso besser. Wenn  
nicht – dann werfen wir deswe- 
gen nicht unsere Überzeugungen  
über Bord.

Sie sind Heavy‑Metal‑Fan,  
in Ihrem Kleiderschrank  
lagern Metallica‑T‑Shirts.  
Können Sie als FDP‑Präsident  
noch an Metal‑Konzerte ge- 
hen?
Durchaus. Letztes Jahr zum Bei- 
spiel war ich am Konzert von Iron  
Maiden. Es ist lustig und sympa- 
thisch, wie die Leute zum Teil re- 
agieren – doch ich habe noch kei- 
ne unfreundlichen Reaktionen er- 
halten. Und das ist ja das Schö- 
ne an der Schweiz: Auch als Par- 
teipräsident ist man ein normaler  
Mensch.

«Es ist völlig unbestritten, 
dass man Französisch lernen muss»
Mit der Absage ans Frühfranzösisch hat die FPD kürzlich für Wirbel gesorgt. Präsident Thierry Burkart beteuert: 
Ziel sei es, dass die Sprache letztlich besser gelernt werde.

Thierry Burkart: «Mittlerweile habe ich mich mit der französischen Sprache versöhnt.» Bild: Keystone/a

Interview: Tobias Graden

«Mir ist 
Machtpolitik 
weniger 
wichtig. Lieber 
habe ich klare 
Positionen.»


